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Anpassung der Asylstrukturen 
Änderung der Asylverordnung 2 und weiterer Verordnungen 
(AsylV 1, VVWA und BVO) 
Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens und Verabschie-
dung der Verordnungsänderungen 
 

1. Allgemeiner Teil 
1.1 Ausgangslage 
1.1.1 Anpassung der Asylstrukturen 
Vor 2004 waren in der Schweiz jährlich über 20 000 neue Asylgesuche zu verzeichnen. 
Im Jahr 2004 sank die Anzahl der neu eingereichten Asylgesuche markant auf 14 248 
Gesuche. Im Jahre 2005 haben 10 061 Personen ein Asylgesuch eingereicht. Dies ent-
spricht einer Reduktion von 29.4 Prozent gegenüber dem Vorjahr. In Europa und in den 
unmittelbaren Nachbarstaaten sind gegenwärtig keine grösseren Konfliktherde vorhan-
den. Aus diesen Gegenden sind in absehbarer Zukunft aufgrund aktueller Erkenntnisse 
keine grösseren Flüchtlingsströme nach Westeuropa zu erwarten. Das Bundesamt für 
Migration (BFM) geht daher davon aus, dass sich die Zahl der Asylgesuche in den 
nächsten Jahren auf tiefem Niveau stabilisieren wird. 

Die starke Abnahme der Asylgesuche erfordert strukturelle und organisatorische Anpas-
sungen, welche kurzfristig im Rahmen des geltenden Rechts – falls notwendig mit Ver-
ordnungsanpassungen – umsetzbar sind. Konkret geht es um Massnahmen in folgenden 
Bereichen: 

1. Asylverfahren und Auslastung der Empfangszentren 

2. Wegweisungsvollzug und Rückkehrhilfe 

3. Förderung der beruflichen Integration von vorläufig Aufgenommenen (Erhöhung 
der Erwerbsquote und damit Reduktion der Sozialhilfekosten) 

Die Anpassungen erfordern unter dem geltenden Asylgesetz die Änderung verschiedene 
Bestimmungen der Asylverordnungen. Da die vorgesehenen Massnahmen  erhebliche 
Auswirkungen auf die Kantone haben, wurde ein  Vernehmlassungsverfahren durchge-
führt (vgl. Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung über das Vernehmlassungsverfahren; SR 
172.062). Dieses fand vom 14. September bis zum 7. Dezember 2005 statt. 

1.1.2 Anpassung der Nothilfepauschale 
Das Parlament hat am 19. Dezember 2003 im Rahmen des Entlastungsprogramms 2003 
Sparmassnahmen für den Asylbereich verabschiedet. Diese sind am 1. April 2004 in 
Kraft getreten. Die wichtigste Massnahme ist der Ausschluss von Personen mit einem 
rechtskräftigen Nichteintretensentscheid (NEE) aus dem Sozialhilfesystem des Asylge-
setzes. Der Ausschluss bedeutet konkret, dass Personen mit einem rechtskräftigen NEE 
als ausländische Personen mit unbefugtem Aufenthalt gelten. Sie sind für sich und ihren 
Aufenthalt bis zur Ausreise aus der Schweiz selbst verantwortlich. Vorbehalten bleibt das 
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Grundrecht auf Hilfe in Notlagen gemäss Artikel 12 der Bundesverfassung. Die Ausrich-
tung von Nothilfeleistungen und der Vollzug der Wegweisung ist Sache der Kantone. Als 
Entschädigung für ihre Aufwendungen erhalten die Kantone pro Person mit rechtskräfti-
gem NEE eine einmalige Nothilfepauschale von 600 Franken und bei erfolgter Ausreise 
eine Vollzugspauschale von 1'000 Franken. Der Bundesrat passt die Nothilfepauschale 
bei Bedarf an (Artikel 14f Abs. 3 ANAG). 

Mit dem Sozialhilfeausschluss wurden im Vorfeld der Einführung verschiedenste Erwar-
tungen und Befürchtungen verbunden, welche den Bund veranlassten, in Zusammenar-
beit mit den Kantonen ein Monitoring einzuführen. Das Monitoring ermöglicht quartals-
weise Analysen und Aussagen zu den verschiedenen Auswirkungen des Sozialhilfe-
stopps sowie zu den Kosten der Nothilfe. 

Aufgrund der Ergebnisse des Monitorings Nichteintretensentscheide (NEE) ist die Nothil-
fepauschale anzupassen.  

Neben dem Vernehmlassungsverfahren zur Anpassung der Asylstrukturen fand vom 1. 
November 2005 bis zum 13. Dezember 2005 zusätzlich eine Konsultation der Kantone 
zur Anpassung der Nothilfepauschale statt (Art. 14f Abs. 3 ANAG). Während der Konsul-
tationsfrist fanden Gespräche zwischen der Konferenz der kantonalen Justiz- und Poli-
zeidirektoren (KKJPD), der Konferenz der kantonalen Sozialdirektoren (SODK) und dem 
EJPD statt, die zu einem gemeinsamen Vorschlag dieser Gremien bezüglich der Betreu-
ungskosten- und der Nothilfepauschale an die Kantone führte.  

Er beinhaltet im Wesentlichen zwei Punkte:  

1. Die Nothilfepauschale wird für die Jahre 2005 und 2006 lediglich auf 1'800 Franken 
statt wie von den Kantonen gefordert auf mindestens 4'200 Franken erhöht.  

2. Die Revision der Asylverordnung betreffend die Betreuungskostenpauschalen (Art. 
29 AsylV2) wird 2006 noch nicht vorgenommen.  

 

1.2 Ergebnis der Vernehmlassung 
Die Kantone stimmten dem Vorschlag von KKJPD, SODK und EJPD zur Betreuungskos-
ten- und zur Nothilfepauschale mit grosser Mehrheit zu. Es wird daher im Rahmen des 
vorliegenden Projekts auf die Änderung von Artikel 29 Asylverordung 2 bezüglich der 
Betreuungskostenpauschale verzichtet. Die Nothilfepauschale wird auf 1'800 Franken 
pro rechtskräftigen Nichteintretensentscheid erhöht. Diese Erhöhung gilt rückwirkend per 
1. Januar 2005. 

Die übrigen Änderungsvorschläge fanden bei den Vernehmlassern überwiegend Zu-
stimmung. Soweit dies möglich war, wurde den gemachten redaktionellen Anregungen 
Rechnung getragen. Begrüsst wurden insbesondere der erleichterte Zugang zum Ar-
beitsmarkt von vorläufig aufgenommenen Personen und die Ausdehnung der Aufent-
haltsdauer von 30 auf 60 Tagen in den Empfangstellen. Nicht berücksichtigt werden 
konnten die Forderung, Rückkehrhilfe auch an Personen mit rechtskräftigem Nichteintre-
tensentscheid auszurichten und die Erhöhung der Übernachtungspauschale. Die vorge-
schlagene Pauschale von 300 Franken stellt eine angemessene Beteiligung an die  
Übernachtungskosten im Zusammenhang mit Botschaftszuführungen dar. Sie basiert auf 
den durchschnittlichen Kosten. Der Bund übernimmt auch hier nicht die tatsächlichen 
Kosten, sondern er beteiligt sich - wie bei den Haftkosten  - lediglich angemessen daran.  

Für die weiteren Einzelheiten verweisen wir auf den Bericht zum Ergebnis des Vernehm-
lassungsverfahrens.  



Seite 3 

 

2 Besonderer Teil 

2.1 Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen (AsylV 2) 

Art. 55 Überprüfung der Mittellosigkeit 
Redaktionelle Änderung: Der Begriff Zehrgeld wird ersetzt durch den Begriff Reisegeld, 
der sich in der Praxis als verständlicher etabliert hat (vgl. Erläuterungen zu Artikel 59 
Absatz 1 Buchstabe b). 

Art. 57  Beschaffung von Reisepapieren 

Zu Bst. a: Für eine Rückreise in einen Heimat- oder Herkunftsstaat sind gültige Reisepa-
piere notwendig, üblicherweise Reisepässe oder Identitätskarten. Gemäss geltendem 
Recht vergütet der Bund die Kosten für die Ausstellung der erforderlichen Reisepapiere. 
In bestimmten Konstellationen kann sich für den reibungslosen Ablauf der Rückkehr 
auch die Ausstellung von Zusatzdokumenten, z.B. einer Geburtsurkunde, als notwendig 
erweisen. Mit der Präzisierung in Buchstabe a sollen neu auch die Kosten für Zusatzdo-
kumente abgegolten werden, sofern diese für den Erhalt von Reisepapieren notwendig 
sind. 
Zu Bst. b: Häufig reicht eine einzige Vorsprache bei den konsularischen Behörden des 
Heimatstaates für die Ausstellung von Reisepapieren nicht aus. Um die selbständigen 
Ausreisen zu erleichtern und deren Anzahl möglichst zu erhöhen, rechtfertigt es sich, die 
Transportkosten für jede notwendige Reise vom Wohnort an die nächste konsularische 
Vertretung zu vergüten. 

Finanzielle Auswirkungen 

Der Bund bezahlte die Kosten für solche Zusatzdokumente und für die weiteren, not-
wendigen Reisen zu den konsularischen Vertretungen bisher über die allgemeine Kredit-
rubrik Ausreisekosten. Aus Gründen der Transparenz sollen sie neu in der Verordnung 
ausgewiesen werden. Die Änderung hat keine Mehrkosten zur Folge. 

Art. 58 Kosten für die Zuführung und Begleitung 
Bisher regelte Artikel 58 die Vergütung der Kosten, die mit der Zuführung zu konsulari-
schen Vertretungen verbunden sind. Neu sollen darin alle Kosten für Begleitungen gere-
gelt werden. Dies bedingt die vollumfängliche Integration des bisherigen Artikels 60. Zu-
dem wird die Artikelüberschrift angepasst. Systematisch wird neu Artikel 58a hinzuge-
fügt, der diejenigen Kosten regelt, die mit Identitätsabklärungen verbunden sind. 

Zu Abs. 1 Bst. a: Dieser Buchstabe regelt die Kostenübernahme für die polizeiliche Be-
gleitung zu konsularischen Vertretungen und entspricht im Wesentlichen dem Absatz 1 
Buchstabe a und Absatz 2 in der bisherigen Fassung. Da gewisse Staaten keine diplo-
matischen Vertretungen in der Schweiz haben, ist in diesen Fällen eine Begleitung zur 
zuständigen diplomatischen Vertretung in einem anderen Staat notwendig. Die neue 
Formulierung deckt auch die Kosten für diese Fälle. 

Zu Abs. 1 Bst. b: Dieser Buchstabe präzisiert, in welchen Fällen der Bund die Kosten für 
nicht-polizeiliche Begleitungen übernimmt: Eine betreuende (soziale) Begleitung allein-
reisender Minderjähriger vom Wohnort an den Flughafen durch Zivilpersonen ist immer 
angezeigt. Bei Familien mit Kindern kann eine Begleitung durch Zivilpersonen dann sinn-
voll sein, wenn beispielsweise der Familienvater aus dem Gefängnis in polizeilicher Be-
gleitung an den Flughafen geführt wird. Ziel der betreuenden Begleitung ist es, die ge-
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meinsame Rückkehr der gesamten Familie sicherzustellen. Der Bund vergütet den Kan-
tonen dafür eine Pauschale von 200 Franken pro Begleitperson. 

Zu Abs. 2 Bst. a: Für Personen, die auf der gesamten Rückreise polizeilich begleitet wer-
den müssen, bezahlt der Bund für die Begleitung vom Wohnort an den Flughafen eine 
Pauschale von 200 Franken pro Begleitperson. Demgegenüber werden unfreiwillig Aus-
reisende, die bis an den Flughafen, aber nicht auf dem Flug polizeilich begleitet werden 
müssen, mit dem interkantonalen Häftlingstransportsystem „Jail-Transport-System“ (JTS) 
an den Flughafen geführt. Für diese Personen bezahlt der Bund den Kantonen keine 
Pauschale nach Absatz 2, weil sich der Bund bereits mit einer Jahrespauschale von 34 
Prozent (2,37 Millionen Franken) an den Betriebskosten von JTS beteiligt.  

Zu Abs. 2 Bst. b: Dieser Buchstabe regelt die Vergütung der Kosten für die polizeiliche 
Begleitung auf dem Luftweg. Er übernimmt aus systematischen Gründen den Gehalt von 
Artikel 60 Absatz 1 AsylV 2 in der bisherigen Fassung. 

Zu Abs. 3: Dieser Absatz regelt die Kosten für die medizinische Begleitung und über-
nimmt aus systematischen Gründen den Gehalt von Artikel 60 Absatz 2 AsylV 2 in der 
bisherigen Fassung. 

Zu Abs. 4: Für Reisen innerhalb der Schweiz (also die polizeiliche Begleitung zur konsu-
larischen Vertretung nach Absatz 1 Buchstabe a, die soziale Begleitung an den Flugha-
fen nach Absatz 1 Buchstabe b und die polizeiliche Begleitung an den Flughafen nach 
Absatz 2 Buchstabe a ist die Begleitpauschale auf 50 Franken zu reduzieren, wenn sich 
der Zielort (die diplomatische Vertretung oder der Flughafen) im Kanton befindet, in wel-
chem sich die ausländische Person aufhält. Diese Ausnahmebestimmung entspricht be-
reits geltendem Recht. 

Abs. 5 ist eine Ausnahmebestimmung zu Absatz 1 Buchstabe b, der definiert, in welchen 
Fällen der Bund die Kosten für die soziale Begleitung übernimmt. Der Bund kann diese 
Kosten auf Antrag eines Kantons in weiteren Fällen übernehmen. 

Abs. 6 ist eine Ausnahmebestimmung zu allen vorhergehenden Absätzen und präzisiert, 
in welchen Fällen der Bund keine Begleitkosten übernimmt. Dieser Absatz entspricht 
dem Absatz 2 der bisherigen Fassung und ist aus systematischen Gründen verschoben 
worden. 

Finanzielle Auswirkungen 

Der Bund bezahlte diese Pauschalen für die Zuführung und Begleitung  bisher über die 
allgemeinen Kreditrubrik «Ausreisekosten». Aus Gründen der Transparenz sollen die 
einzelnen Pauschalen neu in der Verordnung ausgewiesen werden. Die Änderung hat 
damit keine Mehrkosten zur Folge.  

Art. 58a Kosten für die Identitätsabklärung 

Zu Abs. 1: Ersetzt Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe b in der bisherigen Fassung, welche 
aber nur die Dolmetschertätigkeit im Zusammenhang mit den Zuführungen zu konsulari-
schen Vertretungen umfasste. Dolmetscher und Sprachexperten werden aber auch ein-
gesetzt bei Identitäts- und Nationalitätsabklärungen durch Immigrationsbehörden des 
mutmasslichen Herkunftsstaates, Befragungen während der Ausschaffungshaft und bei 
Befragungen im Rahmen einer Herkunftsanalyse (LINGUA). Unter der Voraussetzung, 
dass das Bundesamt die Einwilligung erteilt hat, werden diese Kosten übernommen.  

Zu Abs. 2: Für Identitäts- und Nationalitätsabklärungen werden Vertretungen der heimat-
lichen Immigrationsbehörden in die Schweiz eingeladen. Diese führen Gespräche mit 
ausreisepflichtigen Personen, deren Identität oder Nationalität nicht feststeht. Kann eine 
Identität oder eine Nationalität auf Grund eines solchen Gesprächs bestätigt werden, 
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können auch die entsprechenden Reiseersatzpapiere ausgestellt und eine Rückführung 
dadurch ermöglicht werden. Die kantonalen Migrationsbehörden führen die ihnen zuge-
wiesenen ausreisepflichtigen Personen an den Ort, an dem die Identitäts- und Nationali-
tätsabklärungen zentral für alle Kantone stattfinden (meist in Bern). Dies bedingt gele-
gentlich eine Übernachtung im Standortkanton der Abklärung. Der Bund vergütet dem für 
den Vollzug der Wegweisung zuständigen Kanton dafür eine Pauschale von 300 Fran-
ken. Eine allfällige Verrechnung haben die Kantone untereinander vorzunehmen. 

Finanzielle Auswirkungen  

Bereits nach geltendem Recht übernimmt das Bundesamt die Kosten für Dolmetschertä-
tigkeiten und Sprachexperten. Die Änderungen in Artikel 58a Absatz 1 AsylV  2 erfolgen 
aus Transparenzgründen und lösen keine zusätzlichen Kosten für den Bund aus. 

Das Bundesamt hat die Kosten in Zusammenhang mit Identitäts- und Nationalitätsabklä-
rungen (Art. 58a Abs. 2 AsylV 2) bisher über die allgemeine Kreditrubrik Ausreisekosten 
abgerechnet. Aus Gründen der Transparenz wird dieser Kostenpunkt neu in der Verord-
nung ausgewiesen. In der Pauschale inbegriffen ist bereits die Haftpauschale nach Arti-
kel 15 Absatz 1 der Verordnung über den Vollzug der Weg- und Ausweisung. Für den 
Bund entstehen keine zusätzlichen Kosten.  

Art. 59 Vergütbare Ausreisekosten 

Dieser Artikel sieht eine neue Gliederung vor. Absatz 1 enthält die Grundsätze für die 
Vergütung von Ausreisekosten; die übrigen Absätze regeln die Ausnahmen und bringen 
Präzisierungen an. 

Absatz 1 

Zu Bst. a: Die beiden Sätze von Buchstabe a entsprechen geltendem Recht. Die Sätze 3 
und 4 der bisherigen Fassung sind als Ausnahmen systematisch neu in den Absätzen 2 
und 3 geregelt. 

Zu Bst. b: Es wird lediglich der Begriff "Zehrgeld" durch den besser verständlichen Begriff 
"Reisegeld" ersetzt.  

Zu Bst. c: Dieser Buchstabe enthält keine inhaltlichen Änderungen. 

Zu Bst. d: Wird eine Person im Auftrag eines Kantons zugeführt,  der sich nicht in unmit-
telbarer Nähe eines Flughafens befindet, vergütet der Bund dem Zuweisungskanton eine 
Pauschale von 300 Franken für die Übernachtungskosten in der Übernachtungsstation 
am Flughafen.  

In der Pauschale sind bereits die 130 Franken mit einberechnet, welche den Kantonen 
gemäss Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung über den Vollzug der Weg- und Ausweisung 
von ausländischen Personen pro Person und Hafttag bezahlt werden. 

Zu Bst. e: Die Standortkantone der internationalen Flughäfen erfüllen eine Zentrumsleis-
tung für die übrigen Kantone, welche den Vollzug von Wegweisungen über diese Flughä-
fen durchführen. Die Zentrumsleistung umfasst unter anderem die Bereitstellung von 
polizeilichem Personal an Flughäfen. Dieses Personal unterstützt Personen, die polizei-
lich an den Flughafen begleitet werden. Zur Zentrumsleistung gehört ausserdem der Un-
terhalt von geeigneten Übernachtungsgelegenheiten für ausreisepflichtige Personen. Die 
Abgeltung der Flughafenkantone erfolgt über eine Pauschale von 250 Franken pro Per-
son, die polizeilich an den Flughafen begleitet werden muss. Diese Lösung entspricht 
den Bestimmungen der Vereinbarung der Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizei-
direktorinnen und –direktoren (KKJPD) und des EJPD über die Durchführung von beglei-
teten Rückführungen auf dem Luftweg vom 11. Juli 2003 (sog. Aufgebotsvereinbarung; 
www.kkjpd.ch). 
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Abs. 2 definiert die Ausnahmen zu der vergütbaren Ausreiseroute. Nicht vergütet werden 
in der Regel die Kosten für den Transfer im Bestimmungsland. Diese Ausnahme ent-
spricht Absatz 1 Buchstabe a letzter Satz der bisherigen Fassung und ist aus systemati-
schen Gründen neu in einem eigenen Absatz geregelt. 

Zu Abs. 3: Die Flugannulierungskosten sind aufgrund der Zunahme von Personen, die 
nicht am Flughafen erscheinen (No Shows), in den letzten Jahren stetig gestiegen. Um 
dieser Entwicklung entgegenzuwirken, stellt das Bundesamt Flugannulierungskosten in 
Rechnung, wenn eine Person zum wiederholten Mal nicht am Flughafen erscheint und 
die kantonale Behörde durch Einleitung adäquater Massnahmen die Annulierung hätte 
verhindern können. Zu einer solchen Massnahme gehört z.B., dass bei wiederholtem 
Nichterscheinen am Flughafen eine Anmeldung zur freiwilligen selbständigen Ausreise 
nicht mehr möglich ist. Ausserdem ist das Bundesamt nach vorgängiger Information be-
reit, die effektiv anfallenden Begleitkosten zu übernehmen, wenn ein Kanton im Rahmen 
einer freiwilligen Rückkehr die Ausreise durch eine Begleitung sicherstellt. 
 
Zu Abs. 4: Mit dem Reisegeld sollen die Aufwendungen während der Rückkehr gedeckt 
werden, also vom Verlassen des Wohnortes im Zuweisungskanton bis zur Ankunft im 
Heimat- und Herkunftsstaat. Es umfasst beispielsweise den Entgelt der selbständigen 
Anreise vom Wohnort an den Flughafen, Verpflegung bei der Rückkehr, Kosten für allfäl-
lige Übernachtungen im Transit (mehrtägige Rückreisen über verschiedene Transitdesti-
nationen) und den Transport vom Flughafen im Heimat- oder Herkunftsstaat an den neu-
en Aufenthaltsort. 

Die Erfahrungen der vergangenen sechs Jahre seit Einführung dieser Bestimmung ha-
ben gezeigt, dass die Wahl der Flugrouten nach bestimmten Herkunftsdestinationen 
komplexer geworden ist. In zahlreiche Herkunftsstaaten gibt es keine direkten Flugver-
bindungen mehr. Dies gilt insbesondere nach Afrika, was vermehrt Transitstopps in eu-
ropäischen und afrikanischen Flughäfen bedingt. Entsprechend ist der finanzielle Bedarf 
während der Rückreise angestiegen.  

Die selbständige Rückreise ist dem polizeilich begleiteten und teureren zwangsweisen 
Vollzug der Wegweisung vorzuziehen. Um weiterhin in möglichst vielen Fällen eine 
pflichtgemässe Rückkehr sicherzustellen, rechtfertigt es sich deshalb, mit einem ange-
messen erhöhten Reisegeld einen Anreiz zur selbständigen Rückkehr zu schaffen für 
Personen, die keine finanzielle Rückkehrhilfe erhalten, weil sie die ihnen angesetzte Frist 
zur Ausreise unbenutzt verstreichen lassen und sich der zwangsweise Vollzug der Weg-
weisung aus länderspezifischen Gründen als besonders schwierig erweist. 
Sind diese Voraussetzungen erfüllt, soll das Bundesamt neu ein Reisegeld bis zu 500 
Franken für eine einzelne Person oder 1’000 Franken für eine Familie ausbezahlen kön-
nen. 
Abs. 6 entspricht Absatz 2 der bisherigen Fassung und ist aus systematischen Gründen 
verschoben worden. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Übernachtungskosten nach Absatz 1 Buchstabe d und die Zentrumsleistungen der 
Standortkantone der Flughäfen nach Absatz 1 Buchstabe e wurden bisher über die all-
gemeine Kreditrubrik Ausreisekosten abgegolten. Die Aufnahme in der Verordnung er-
folgt aus Gründen der Transparenz und löst keine neuen Kosten aus. 

Die Erhöhung des Reisegeldes nach Absatz 4 wird zwar im Bereich Ausreise zu Mehr-
kosten führen. Diese werden aber wiederum ausgeglichen durch die kürzere Aufent-
haltszeit in der Schweiz und den damit verbundenen geringeren Ausgaben bei der Ab-
geltung der Sozialhilfekosten. Durch die Förderung der selbständigen Ausreise können 
auch Haftkosten eingespart werden. 
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Art. 60 
Dieser Artikel wird aufgehoben und in Artikel 58 integriert, in welchem nun sämtliche 
Kosten für die Begleitung und Zuführung geregelt werden. 

Art. 64 Einschränkungen 

Zu Absatz 1: 

Rückkehrhilfe gilt als Anreiz zur selbständigen und pflichtgemässen Ausreise. Sie ist eine 
Alternative zum teureren zwangsweisen Vollzug von Wegweisungen oder zur unkontrol-
lierten Abreise. Nach geltendem Recht sind Personen, deren Asylgesuch rechtskräftig 
abgewiesen wurde und deren Ausreisefrist abgelaufen ist oder auf deren Asylgesuch 
nicht eingetreten wurde, von der Rückkehrhilfe ausgeschlossen (Art. 64 Abs. 1 Bst. a 
und Abs. 2 AsylV 2). Im Zusammenhang mit dem Entlastungsprogramm 2003 und dem 
damit verbundenen Sozialhilfeausschluss von Personen mit Nichteintretens- und Weg-
weisungsentscheiden wurde in der Praxis aufgrund einer befristeten Ausnahmeregelung 
erstmals auch den oben erwähnten Personen der Zugang zur Rückkehrhilfe und insbe-
sondere zur Rückkehrberatung ermöglicht. Die gemachte Erfahrung zeigt, dass der Aus-
schluss von jeder Form der Rückkehrhilfe kontraproduktiv ist. Dieser Standpunkt wurde 
teilweise auch in den eidgenössischen Räten vertreten (Interpellation Hofmann Hans 
03.3517 vom 2. Oktober 2003, Motion Leutenegger Oberholzer Susanne 03.3637 vom 
18. Oktober 2003).  

Aufgrund der positiven Erfahrungen ist in Artikel 64 AsylV2 eine neue Grundlage für 
Rückkehrhilfe und Rückkehrberatung zu schaffen. 

Neu soll die Rückkehrberatung in den Kantonen oder in den Empfangszentren des Bun-
des grundsätzlich allen in Artikel 63 AsylV 2 genannten Personen offenstehen, wenn der 
erkennbare Wille zur freiwilligen oder pflichtgemässen Ausreise besteht. Durch die Aus-
weitung der Zielgruppe bleibt die Rückkehrberatung ein wichtiges Instrument der Rück-
kehrhilfe. 

Die verbleibenden Einschränkungen beziehen sich lediglich auf die Auszahlung von fi-
nanzieller Rückkehrhilfe. Deshalb wurde der Einleitungssatz in Absatz 1 entsprechend 
angepasst. Die Buchstaben a-d definieren die Personenkategorien, die keine finanzielle 
Rückkehrhilfe erhalten. 

Zu Bst. a: Personen, auf deren Asylgesuch nicht eingetreten wird, waren bisher von jeder 
Form der Rückkehrhilfe ausgeschlossen. In der Praxis hat sich gezeigt, dass für Perso-
nen mit einem Nichteintretensentscheid die Rückkehrhilfe einen hohen Anreiz zur selb-
ständigen Ausreise darstellt. Personen mit einem Nichteintretensentscheid sollen des-
halb Rückkehrhilfe erhalten können, sofern der Nichteintretensentscheid noch nicht 
rechtskräftig ist. Nach Eintritt der Rechtskraft sind Gesuche um Rückkehrhilfe nicht mehr 
möglich. Für diese Personen gelten dann die Bestimmungen des Bundesgesetzes über 
Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer (ANAG, SR 142.20), das keine Rückkehrhil-
fe vorsieht (Art. 44a AsylG).  

Zu Bst. d: Aufgrund der gesetzlichen Systematik wird der bisherige Absatz 4 neu in Ab-
satz 1 aufgenommen. Personen, die offensichtlich über genügend finanzielle Mittel oder 
umfangreiche Vermögenswerte verfügen, sollen keine finanzielle Rückkehrhilfe erhalten. 
Der Zugang zu Rückkehrberatung ist jedoch möglich. 

Zu Absatz 2: 

Für Personen aus dem Asylbereich, deren Ausreisefrist abgelaufen ist, wird in der Regel 
die Papierbeschaffung eingeleitet. Für Personen, die sich in dieser Phase nachträglich 
zur pflichtgemässen und selbständigen Ausreise entschliessen, gab es bisher keine 
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Möglichkeit zur Rückkehrberatung oder zur Gewährung von finanzieller Rückkehrhilfe. In 
der Praxis, aber auch im bilateralen Migrationsdialog mit Herkunfts- und Heimatstaaten 
hat sich diese Regelung als zu restriktiv erwiesen.  

Um die selbständige Rückkehr zu fördern, wurde deshalb ausreisewilligen Personen aus 
dem Asylbereich im Rahmen von länderspezifischen Rückkehrhilfeprogrammen die Pro-
grammteilnahme ausnahmsweise auch nach Ablauf der unbenutzten Ausreisrfrist ermög-
licht. Die bisher gemachten positiven Erfahrungen rechtfertigen es, den Zugang zu finan-
zieller Rückkehrhilfe generell auch auf Personen zu erweitern, deren Ausreisefrist unbe-
nutzt abgelaufen ist, die sich aber nachträglich doch noch zur selbständigen Ausreise 
motivieren lassen. 

Zu Absatz 4: 

Absatz 4 wird aufgehoben und findet Eingang in Absatz 1 Buchstabe d. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Änderungen im Bereich der Rückkehrhilfe und die damit verbundenen Kosten sind in 
der Finanzplanung unter der Kreditrubrik Rückkehrhilfe integriert und sind kostenneutral.  
Generell wird durch Investitionen in die Förderung der freiwilligen und selbständigen 
Rückkehr von Asylsuchenden der Aufenthalt in der Schweiz verkürzt. Daraus resultieren 
geringere Kosten für die Abgeltung der Sozialhilfe. Zudem wird eine Alternative zum kos-
tenintensiven Zwangsvollzug ermöglicht.  
 

2.2 Asylverordnung 1 über Verfahrensfragen (AsylV 1) 
Art. 16  Aufenthalt in der Empfangsstelle 

Ziel des Entlastungsprogramms 2003 war es unter anderem, dass möglichst viele Nicht-
eintretensentscheide während des Aufenthalts in den Empfangsstellen rechtskräftig wer-
den. Nach einem rechtskräftigen Nichteintretensentscheid sind die betroffenen Personen 
von der Sozialhilfe ausgeschlossen. Sofern die Rechtskraft eines Nichteintretensent-
scheids noch während des Aufenthalts im Empfangszentrum eintritt, werden die betrof-
fenen Personen keinem Kanton zugewiesen. Stattdessen werden sie aufgefordert, die 
Schweiz unverzüglich zu verlassen. Deshalb sind mit dem Entlastungsprogramm 2003 
die Aufgaben in den Empfangsstellen in bestimmten Fallkategorien systematisch erwei-
tert worden. Dies hat eine Erhöhung der durchschnittlichen Aufenthaltsdauer in den 
Empfangszentren mit sich gebracht. Um ein Nichteintretensverfahren bis zur Rechtskraft 
durchzuführen, sind heute bis zu 30 Tage Aufenthalt notwendig (10 Arbeitstage für das 
erstinstanzliche Asylverfahren, 5 Arbeitstage Beschwerdefrist und sofern auf einen Schri-
ftenwechsel verzichtet wird, 5 Tage Behandlungsfrist für die Schweizerische Asylrekurs-
kommission: Dies ergibt zusammen 20 Arbeitstage bis zu einem rechtskräftigen Ent-
scheid, was rund 30 Kalendertagen entspricht).  

Mit der Anpassung der Asylstrukturen werden unter anderem eine weitere Verfahrensbe-
schleunigung und eine verbesserte Auslastung der Empfangszentren angestrebt. In den 
Empfangszentren sollen neben den Nichteintretensentscheiden vermehrt materielle Ent-
scheide erlassen werden. Nach den Zielvorgaben sollen neu zwei Drittel aller erstin-
stanzlichen Asyl- und Wegweisungsentscheide während des Aufenthalts in den Emp-
fangszentren gefällt werden. Dies führt zu einer Erhöhung des Anteils an Bundesanhö-
rungen. Das BFM kann Asylsuchende direkt anhören, wenn dies zu einer erheblichen 
Beschleunigung des Verfahrens führt (vgl. Art. 29 Abs. 4 AsylG). Zurzeit liegt dieser An-
teil bei 50%. Mit dem vorliegenden Massnahmenpaket soll der Anteil auf 80% erhöht 
werden. 
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Bereits das geltende Asylgesetz sieht für erstinstanzliche materielle Entscheide längere 
Verfahrensfristen vor als für Nichteintretensentscheide. Obwohl es sich dabei nicht um 
zwingende Verfahrensfristen handelt, zeigt die Erfahrung, dass ein materielles Verfahren 
üblicherweise mehr Zeit in Anspruch nimmt als ein Nichteintretensverfahren.  

Deshalb rechtfertigt es sich eine Erhöhung der Aufenthaltsdauer der Asylsuchenden in 
den Empfangszentren auf höchstens 60 Tage. Diese Frist ist indessen ein Richtwert. Ist 
beispielsweise ein direkter Vollzug ab Empfangsstelle erst nach Ablauf dieser 60-Tage-
Frist absehbar, erfolgt – wie bisher – keine Zuweisung in einen Kanton mehr.  

Grundsätzlich weist das BFM den Asylsuchenden einen Aufenthaltskanton zu, sobald die 
Verfahrensschritte nach Artikel 26 des Asylgesetzes abgeschlossen sind (Erhebung der 
Personalien, Fotografie, Daktyloskopie, erste Befragung zu Reiseweg und Asylgründen). 
Es besteht aber kein Anspruch auf Zuweisung in einen Kanton. Das Bundesamt kann 
auch für die gesamte Dauer des Asylverfahrens eine Zuweisung in ein Empfangszentrum 
vornehmen.  

In diesem Zusammenhang ist schliesslich daran zu erinnern, dass den Asylsuchenden 
insbesondere die Bewegungsfreiheit nur nach den in der Verordnung des EJPD vom 14. 
März 2001 zum Betrieb von Empfangsstellen (vgl. SR. 142.311.23) festgelegten, organi-
satorischen Gründen eingeschränkt werden kann. Gegen eine Verweigerung des Aus-
gangs kann der Rechtsweg beschritten werden. Unter diesen Voraussetzungen ist si-
chergestellt, dass auch ein verlängerter Aufenthalt in den Empfangsstellen den rechtli-
chen Anforderungen entspricht. Zudem ist in den Empfangstellen eine umfassende me-
dizinische und soziale Betreuung sichergestellt. Auch kann den besonderen Bedürfnis-
sen verletzlichen Personengruppen (z.B. kranken oder betagten Personen) in den Emp-
fangszentren angemessen Rechnung getragen werden. Ist es notwendig, kann eine be-
troffene Person auch umgehend einem Kanton zugewiesen werden. Unbegleitete Kinder 
unter 14 Jahren werden in der Regel in separaten Strukturen mit einem entsprechenden 
Betreuungsangebot untergebracht. Ihr Aufenthalt in den Empfangsstellen beträgt in der 
Praxis weniger als 30 Tage. Im Interesse der Kinder wird ein rasches Verfahren ange-
strebt. Im Hinblick auf die Umsetzung der Verordnungsänderungen wird das BFM seine 
Weisungen anpassen und dabei der besonderen Situation von unbegleiteten Kindern 
Rechnung tragen. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Verlängerung der Aufenthaltsdauer in den Empfangsstellen hat Mehrkosten für den 
Bund zur Folge. Es ist davon auszugehen, dass sich die Aufenthaltsdauer in der Schweiz 
durch kürzere Verfahren und vermehrten Vollzügen von Wegweisungen ab Empfangs-
stellen insgesamt verkürzen wird. Dadurch verringern sich die Kosten für die Abgeltung 
der Sozialhilfe an die Kantone, so dass die Mehrkosten für den verlängerten Aufenthalt in 
den Empfangsstellen ausgeglichen werden. 

 

2.3 Verordnung über den Vollzug der Weg- und Ausweisung 
 von ausländischen Personen (VVWA) 
 
Art. 1, 2, 3, 5, 6, 7, 8, 10 und 11 
 
Diese Artikel müssen redaktionell angepasst werden. Der Begriff "Fachabteilung Voll-
zugsunterstützung" muss durch "Bundesamt" ersetzt werden. Aufgrund der Neuorganisa-
tion des Bundesamts für Migration werden die bisherigen Aufgaben der Fachabteilung 
Vollzugsunterstützung nun von der Abteilung Rückkehr des Bundesamtes übernommen.  
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Art. 4a  Vereinbarungen mit ausländischen Behörden 

Der Gesetzgeber hat dem Bundesrat in Artikel 25b Absatz 1 ANAG die Kompetenz ein-
geräumt, mit ausländischen Staaten formelle Vereinbarungen über die Rückübernahme 
von Personen mit unbefugtem Aufenthalt in der Schweiz abzuschliessen. Besteht ein 
förmliches Rückübernahmeabkommen, kann das Eidgenössischen Justiz- und Polizei-
departement (EJPD) gestützt auf Artikel 25b Absatz 2 ANAG mit ausländischen Migrati-
onsbehörden Vereinbarungen über die technische Durchführung dieses Rückübernah-
meabkommens treffen. 

Auch ohne Rückübernahmeabkommen ist die Rückübernahme eigener Staatsangehöri-
ger eine aus dem völkerrechtlichen Gewohnheitsrecht abgeleitete Pflicht (vgl. dazu Prof. 
Dr. Kay Hailbronner: «Völkerrechtliche Verpflichtungen der Staaten zur Rückübernahme 
eigener und fremder Staatsangehöriger», Rechtsgutachten im Auftrag des Bundesamtes 
für Flüchtlinge). Viele Herkunfts- und Heimatstaaten sind deshalb grundsätzlich gewillt, 
ihre eigenen Staatsangehörigen zurückzunehmen. Sie sind allerdings zurzeit teilweise 
nicht bereit, diese Verpflichtung in einem förmlichen Vertrag festzulegen. In diesen Fällen 
erweist es sich bis zu dem von der Schweiz angestrebten Abschluss eines formellen 
Rückübernahmeabkommens oft als notwendig, organisatorische Fragen im Zusammen-
hang mit der Rückkehr der eigenen Staatsangehörigen sowie der Rückkehrhilfe und der 
Wiedereingliederung zu regeln.  

Diese Vereinbarungen betreffen den organisatorischen Ablauf der Rückführung (z.B. 
gemeinsame Anhörungen, Zuständigkeit zur Ausstellung von Reisepapieren usw.) sowie 
die Modalitäten bei der Gewährung von Rückkehr- und Wiedereingliederungshilfe. Diese 
organisatorischen Regelungen beinhalten keine materiellen Bestimmungen über die 
Feststellung der Identität oder eine Verpflichtung zur Rückübernahme der eigenen 
Staatsangehörigen. Sie umfassen auch nicht die Rückübernahme oder den Transit von 
Drittstaatsangehörigen.  

Nach geltendem Recht kann das EJPD solche organisatorischen Vereinbarungen im 
Zusammenhang mit der Rückübernahme von eigenen Staatsangehörigen nicht selber 
abschliessen. Eine Delegation an das EJPD ist indessen sinnvoll, um den Bundesrat zu 
entlasten.  

Gemäss Artikel 166 Absatz 2 der Bundesverfassung kann der Gesetzgeber die Befugnis 
zum Abschluss von Staatsverträgen an den Bundesrat delegieren. Von dieser Kompe-
tenz wurde mit dem Erlass von Artikel 25b Absatz 1 ANAG Gebrauch gemacht. Der 
Bundesrat darf seinerseits diese Kompetenz an ein Departement delegieren (Art. 48a 
Abs. 1 RVOG). Diese Subdelegation kann generell-abstrakt, d. h. in Form einer Bestim-
mung in einer bundesrätlichen Verordnung oder aus konkretem Anlass in einem bundes-
rätlichen Beschluss erfolgen (vgl. dazu VPB 68 (2004) Nr. 83, Ziff. 3).  

Da die Delegation an das EJPD nicht nur in Einzelfällen genutzt werden soll, braucht es 
eine Einführung auf Verordnungsebene. Das EJPD soll deshalb in Anlehnung an Artikel 
25b Absatz 2 ANAG im Einvernehmen mit dem EDA bis zum Abschluss eines förmlichen 
Rückübernahmeabkommens mit den ausländischen Partnerbehörden solche Vereinba-
rungen treffen können. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Einführung dieses Instrumentes ist kostenneutral: Generell wird durch Investitionen 
in die Vereinfachung der Abläufe bei der Rückkehr von ausreisepflichtigen ausländischen 
Personen der Aufenthalt in der Schweiz verkürzt. Daraus resultieren Kosteneinsparun-
gen für die Abgeltung der Sozialhilfe. 
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Art. 15b Abs. 5, 1. Satz  
Die Ergebnisse des Monitorings NEE zeigen, dass die heute geltende Nothilfepauschale 
von 600 Franken pro NEE für die Deckung der anfallenden Kosten nicht mehr ausreicht:  

Bei der Festsetzung der Nothilfepauschale von 600 Franken für jeden rechtskräftigen 
Nichteintretensentscheid (NEE) ging man von einer durchschnittlichen Bezugsdauer von 
30 Tagen à 20 Franken aus. Zudem rechnete man damit, dass nur wenige Personen 
Nothilfeleistungen in Anspruch nehmen würden, und dass daher die Bundesabgeltungen 
insgesamt ausreichen. Diese Erwartungen haben sich insbesondere ab April 2005 nicht 
erfüllt. Zwar haben zwei Drittel der Personen, die seit dem 1. April 2004 einen rechtskräf-
tigen NEE erhalten haben, nie Nothilfeleistungen in Anspruch genommen. Die sinkenden 
Asylgesuchszahlen haben aber auch weniger NEE und damit weniger Bundesabgeltun-
gen zur Folge. Zudem ist die Anzahl der Nothilfebezüger in den ersten 3 Quartalen 2005 
höher als die Anzahl der rechtskräftigen Entscheide (1'866 NEE und 2'303 Nothilfebezü-
ger). Die durchschnittlichen Kosten, ohne Gesundheitskosten, pro Tag und Person 
betragen im 3. Quartal 2005 21 Franken (22 Franken im Vorquartal). Die Bezugsdauer 
beträgt im 3. Quartal 2005 innerhalb eines Quartals 60 Tage gegenüber 59 Tagen im 
Vorquartal. Dies führt dazu, dass die Nothilfekosten, inkl. Gesundheitskosten, im 3. 
Quartal 2005 im Vergleich zum Vorquartal erneut angestiegen sind und zwar von 
1'065'583 auf 1'181'108 Franken. Unter Abzug der Nothilfeentschädigungen des Bundes 
von 346'800 Franken und der Vollzugsentschädigungen von 26'000 Franken entstand für 
die Kantone im 3. Quartal 2005 ein Defizit von 808'308 Franken (im Vorquartal 645'383 
Franken). Insgesamt weisen die Kantone nun (ohne Strukturkosten und ohne Über-
gangsfälle) über die sechs Quartale hinweg eine Unterdeckung von 1'262'502 Franken 
auf (Ausgaben Kantone: 4'840'502 Millionen Franken; Abgeltung Bund: 3'578'000 Millio-
nen Franken). 
Daneben weisen die Kantone seit dem 01.04.2004 bis Ende September 2005 Struktur-
kosten von 7'683'466 Franken aus. 

Die Nothilfepauschale wird deshalb angepasst. 

Bei Erhöhung der Pauschale auf 1'500 Franken sind die von den Kantonen auf dem Not-
hilfeformular ausgewiesenen Nothilfekosten (Unterstützung, Unterbringung und Gesund-
heit) vollumfänglich gedeckt. Mit einer Verdreifachung der Nothilfepauschale auf 1'800 
Franken stehen zudem für die Mehrheit der Kantone Reserven zur Verfügung, die sie zur 
Deckung von Sicherheitsvorkehrungen (insbesondere Personalkosten) bei der Unter-
bringung in speziellen Notunterkünften einsetzen können. 
Nicht berücksichtigt werden die Kosten für die Übergangsfälle. Dabei handelt es sich um 
die rund 5‘000 Personen, die am 1. April 2004 bereits einen rechtskräftigen Nichteintre-
tensentscheid hatten und für die der Bund bei Bedarf die ordentliche Sozialhilfe bis Ende 
2004 finanzierte.  
Mit dieser Erhöhung der Nothilfepauschale soll weiterhin ein Anreiz für kostengünstige 
und effiziente Lösungen zur Umsetzung des Sozialhilfestopps bei Personen mit einem 
Nichteintretensentscheid gesetzt werden. Namentlich soll damit der Aufbau von attrakti-
ven Strukturen, die keinen Anreiz zur pflichtgemässen Ausreise darstellen, vermieden 
werden.  

Übergangsbestimmungen 
Artikel 15b Absatz 5 VVWA soll rückwirkend per 1. Januar 2005 in Kraft treten. Die Diffe-
renz von 1’200 Franken pro Nichteintretensentscheid (1’800 Franken – 600 Franken) für 
das Jahr 2005 wird den Kantonen im 2. Quartal 2006 ausbezahlt.  
 
Die Pauschale wird erstmals für das Jahr 2007 der Teuerung angepasst (2006: 1’800 
Franken).   



Seite 12 

Finanzielle Auswirkungen  

Bei einer Pauschale von 1’800 Franken ergeben sich Mehrkosten für den Bund von jähr-
lich rund 3 Millionen Franken. Dies gilt auch für das Jahr 2005, da diese Regelung rück-
wirkend per 01. Januar 2005 in Kraft gesetzt wird.   

2.4 Verordnung über die Begrenzung der Zahl der Ausländer 
(BVO) 

Art. 7 Vorrang der inländischen Arbeitnehmer 

Ausgangslage 

Die vorläufige Aufnahme wird angeordnet, wenn der Vollzug der Wegweisung nicht zu-
lässig, nicht zumutbar oder nicht möglich ist oder wenn eine schwerwiegende persönli-
che Notlage vorliegt. Ende Dezember  2005 lebten 24 453 vorläufig aufgenommene Per-
sonen in der Schweiz. Die Erfahrung hat gezeigt, dass die grosse Mehrheit von ihnen 
während einer längeren Zeit oder für immer in der Schweiz bleibt. Die rechtliche Ausges-
taltung der vorläufigen Aufnahme – ursprünglich angelegt zur Regelung eines kurzfristi-
gen Aufenthalts – trägt der heutigen Situation nicht mehr adäquat Rechnung. Die von 
den eidgenössischen Räten im Dezember 2005 verabschiedete Teilrevision des Asylge-
setzes sieht daher die Verbesserung der Rechtsstellung der vorläufig Aufgenommenen, 
insbesondere einen erleichterten Zugang zum Arbeitsmarkt, vor. 

Geltende Regelung 

Gemäss Artikel 14c Absatz 3 ANAG bewilligen die kantonalen Behörden vorläufig Auf-
genommenen eine unselbständige Erwerbstätigkeit, sofern die Arbeitsmarkt- und Wirt-
schaftslage dies gestatten.  

Diese Bestimmung räumt den einheimischen Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkt einen 
Vorrang ein. Als einheimische Arbeitskräfte gelten Schweizerinnen und Schweizer, Per-
sonen mit Niederlassungsbewilligung C sowie EU-/EFTA-Angehörige (Art. 2 Abs. 2 und 
3, 7 Abs. 2 BVO). Diese Personen haben Vorrang; d.h. nur wenn bei einer Stellenbeset-
zung keine einheimische Arbeitskraft zur Verfügung steht, kann überhaupt einer auslän-
dischen Person eine neue Arbeits- und Aufenthaltsbewilligung B erteilt werden. Zudem 
hat in diesem Fall ein Ausländer, der sich bereits mit Aufenthaltsbewilligung B in der 
Schweiz aufhält und zur Erwerbstätigkeit berechtigt ist, Vorrang vor einem Ausländer, 
der erstmals in der Schweiz erwerbstätig sein will (Art. 7 Abs. 3 BVO).  

Aufgrund dieser Regelung können heute vorläufig Aufgenommene nur dann zur Er-
werbstätigkeit zugelassen werden, wenn keine Personen aus den genannten Gruppen 
zur Verfügung stehen. Mehrere Kantone wenden aufgrund des Bedarfs in Branchen mit 
knappem Arbeitskräfteangebot eine pragmatisch-grosszügige Praxis an. Einige Kantone 
lassen eine Erwerbstätigkeit von vorläufig Aufgenommenen demgegenüber nur in be-
stimmten Branchen zu. Diese Regelung in Verbindung mit dem als unsicher und vorü-
bergehend angesehenen Aufenthalt in der Schweiz erschwert die Integration der vorläu-
fig aufgenommenen Personen in den Arbeitsmarkt. Die Erwerbsquote bei vorläufig Auf-
genommenen im erwerbsfähigen Alter liegt denn auch nur bei rund 34 %, während sie 
bei Ausländerinnen und Ausländern mit Aufenthaltsbewilligung knapp 74 % beträgt (bei 
Schweizern etwa 66 %). Ende Dezember 2005 waren 4 939 vorläufig Aufgenommene in 
einem Arbeitsverhältnis mit Haupterwerb registriert, während 1 085 Personen bei der 
Arbeitslosenversicherung als arbeitslos eingeschrieben waren.1 

                                                 
1 Quellen: BFS, AUPER/BFM und seco, 2005 
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Neue Regelung 
Mit der vorgeschlagenen Änderung soll vorläufig aufgenommenen Personen der Zugang 
zum Arbeitsmarkt erleichtert werden, indem sie stellensuchenden Ausländern mit einer 
Aufenthaltsbewilligung gleichgestellt werden, die sich bereits in der Schweiz aufhalten 
und zur Erwerbstätigkeit berechtigt sind. Sie erhalten damit nur Vorrang vor Ausländerin-
nen und Ausländern, die in der Schweiz erstmals ein Gesuch um eine Erwerbstätigkeit 
stellen. Schweizerinnen und Schweizer, Personen mit einer Niederlassungsbewilligung 
sowie EU- und EFTA-Angehörige haben auf dem Arbeitsmarkt gegenüber vorläufig Auf-
genommen weiterhin Vorrang (Einheimische Arbeitskräfte im Sinne von Art. 14c Abs. 3 
ANAG i.V. m. Art. 7 Abs. 2 BVO).  

Mit dieser Änderung von Artikel 7 Absatz 3 BVO sollen einerseits die berufliche Integrati-
on von vorläufig Aufgenommenen gefördert und andererseits die Sozialhilfekosten ge-
senkt werden. 

Um eine bessere Integration von vorläufig aufgenommenen Personen zu erzielen, wurde 
zudem der Geltungsbereich der Integrationsmassnahmen auf vorläufig aufgenommene 
Personen ausgedehnt. Die entsprechende Änderung der Integrationsverordnung trat am 
1. Februar 2006 in Kraft. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen können nicht genau beziffert werden, da es zu viele unbe-
kannte und nicht direkt beeinflussbare Faktoren gibt, insbesondere die Situation auf dem 
Arbeitsmarkt. Die Massnahme wird zu Einsparungen bei den Sozialhilfekosten führen, 
weil rechtliche Hindernisse für die Erwerbstätigkeit von vorläufig Aufgenommenen besei-
tigt werden und dadurch deren berufliche Integration gefördert wird. Je weniger vorläufig 
Aufgenommene von Sozialhilfe abhängig sind, desto tiefer fallen die Sozialhilfekosten 
aus. Wenn vorläufig Aufgenommene in Branchen und Berufen tätig sind, in denen Ein-
heimische nicht zur Verfügung stehen, ist auch nicht mit Mehrkosten in der Arbeitslosen-
versicherung zu rechnen. Es kann aber nie ausgeschlossen werden, dass vorläufig auf-
genommene Personen nach erfolgter Integration auf dem Arbeitsmarkt späteren wieder 
arbeitslos werden. Es ist deshalb denkbar, dass bei der Arbeitslosenversicherung länger-
fristig Mehrkosten entstehen könnten. Diesen Kosten stehen jedoch Einsparungen bei 
der Sozialhilfe gegenüber. 
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Rapport explicatif 
concernant la révision partielle de l’ordonnance 2 sur l’asile 
relative au financement ainsi que les autres modifications 
d’ordonnance 
 

1. Partie générale 
1.1 Rappel des faits 
Avant 2004, plus de 20 000 demandes d’asile étaient déposées chaque année en 
Suisse. En 2004, on enregistrait une baisse significative des requêtes qui ne s’élevaient 
plus qu’à 14 248.  

Cette année, la tendance se confirme : à fin juillet 2005, 5483 personnes avaient formé 
une demande d’asile, ce qui équivaut à une réduction de 42,6 % par rapport à l’année 
précédente. L’Office fédéral des migrations (ODM) prévoit environ 10 000 nouvelles re-
quêtes pour 2005 (sous réserve d’évènements exceptionnels). 

En Europe et dans les pays voisins, aucun conflit important ne sévit actuellement et, au 
vu des informations dont nous disposons, il n’y pas à craindre d’afflux de réfugiés en 
provenance de ces régions vers l’Europe de l’Ouest. L’ODM estime par conséquent que 
le nombre des requêtes se stabilisera au cours de ces prochaines années à un niveau 
relativement bas.  

Le fort recul des demandes d’asile nécessite des adaptations structurelles et organisa-
tionnelles qui puissent être mises en œuvre à brève échéance dans le cadre du droit en 
vigueur, au besoin, par le biais de modifications d’ordonnance. Concrètement, les mesu-
res concernent les domaines suivants : 

1. procédure d’asile et degré d’exploitation des centres d’enregistrement 

2. exécution des renvois et aide au retour  

3. adaptation des forfaits d’encadrement  

En outre, il convient d’encourager l’intégration professionnelle des personnes admises à 
titre provisoire grâce à des mesures appropriées (augmentation du taux d’activité et, par 
conséquent, réduction des frais à charge de l’aide sociale). 

Les mesures proposées dans les domaines de l’accueil, de la procédure, de l’exécution 
des renvois, de l’aide sociale et de l’intégration ont des incidences considérables sur les 
pratiques cantonales. L’application de ces mesures – dans le cadre de la loi sur l’asile 
actuelle – implique la révision de différentes dispositions des ordonnances sur l’asile et 
leur entrée en vigueur au 1er avril 2006. Les modifications des ordonnances ont, surtout 
sur le plan financier, d’importantes conséquences pour les cantons. Il convient par 
conséquent de lancer une consultation ordinaire (cf. art. 1, al. 2, de l’ordonnance sur la 
procédure de consultation; RS 172.062), laquelle aura lieu jusqu’au 7 décembre 2005.  

La CCDJP a été informée, avant le lancement de la consultation, de l’essentiel du conte-
nu des modifications à apporter aux ordonnances.  
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Sur la base des résultats du rapport de monitoring concernant la suppression de l’aide 
sociale durant le 1er trimestre 2005, il y a lieu d’examiner de manière attentive 
l’opportunité d’adapter les indemnités au titre de l’aide d’urgence versées aux cantons. 
Une fois les autres rapports de monitoring évalués, une consultation séparée sera lancée 
auprès des cantons, probablement d’ici à la fin de l’année 2005 (art. 14f, al. 3, LSEE) qui 
sera ensuite, dans la mesure du possible, intégrée à la révision en cours. 

2 Partie spéciale 

2.1 Ordonnance 2 sur l’asile relative au financement (Ordonnance 2 sur 
l’asile, OA 2) 

Art. 29 Frais d’encadrement pour les requérants d’asile et les personnes à proté-
ger ne possédant pas d’autorisation de séjour 

Rappel des faits 

La Confédération alloue aux cantons, outre les forfaits servant à couvrir les frais de l’aide 
sociale, une contribution aux frais d’encadrement des requérants d’asile et des person-
nes à protéger ne possédant pas d’autorisation de séjour (dénommés ci-après « requé-
rants d’asile »), au sens de l’art. 88, al. 1, LAsi. Tandis que les frais d’aide sociale doi-
vent être remboursés aux cantons pour toute la durée de la procédure d’asile, au plus 
jusqu’au jour fixé pour le renvoi, les forfaits alloués pour l’encadrement ne sont qu’une 
contribution aux montants consentis par les cantons. Tel est également le cas des for-
faits accordés pour les frais administratifs. La Confédération verse actuellement aux can-
tons un forfait unique pour les frais d’encadrement de chaque requérant d’asile qui leur 
est attribué. Ces montants sont versés trimestriellement. En outre, le modèle actuelle-
ment appliqué en matière de frais d’encadrement permet aux cantons d’être en tout 
temps en mesure de fournir une infrastructure d’encadrement minimale (engagement de 
personnel chargé de l’encadrement ou de la sécurité), même en cas de recul temporaire 
du nombre de nouvelles demandes. Afin de maintenir ce potentiel stratégique, les can-
tons reçoivent une contribution de base fixe indépendante du nombre de nouvelles de-
mandes d’asile. Cette contribution s’élève actuellement à 80 194 francs par trimestre et 
par canton, ce qui correspond à un total annuel de huit millions de francs. Elle permet à 
chaque canton de financer quatre postes. Par ailleurs, les cantons perçoivent une contri-
bution variable (montant de base en 2005 : 22 782 314 francs), se fondant sur un total de 
22 000 demandes d’asile. Ce montant reste inchangé aussi longtemps que le nombre 
annuel de demandes varie entre 17 600 et 22 000. Si le nombre de nouvelles requêtes 
venait à dépasser les 22 000, le forfait s’en trouverait immédiatement augmenté.  

Le montant de base et, par conséquent, le forfait d’encadrement, n’est réduit que lorsque 
le nombre de nouvelles demandes baisse au-dessous de 80 %, c’est-à-dire lorsqu’il est 
inférieur à 17 600 unités (calcul sur la base des quatre trimestres précédents). Afin que 
la baisse ne soit pas trop abrupte, on attribue aux cantons 4 400 demandes virtuelles 
supplémentaires par trimestre (différence entre 17 600 et 22 000). Ces demandes virtuel-
les sont distribuées aux cantons selon la clé de répartition. La réduction du forfait 
d’encadrement et de la contribution de base étant ainsi freinée, les cantons peuvent 
conserver leur potentiel stratégique, même lors d’un recul des demandes d’asile.  

Recul du nombre des demandes d’asile 
Compte tenu de la baisse des demandes d’asile en Suisse et en Europe, le Conseil fédé-
ral estime que les structures de la Confédération et des cantons – conçues pour un 
nombre bien plus élevé de demandes d’asile – doivent être adaptées. Ce processus de 
réduction est d’ores et déjà en cours au sein des cantons et de la Confédération. Eu 
égard à la situation actuelle et aux estimations, il semble approprié de réorganiser les 
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structures sur la base de 10 000 nouvelles demandes d’asile par année. Cette réorienta-
tion se répercute également sur les forfaits pour frais d’encadrement. En 2004, les nou-
velles demandes d’asile s’élevant à 14 248, une contribution d’encadrement réduite a été 
pour la première fois accordée aux cantons. On prévoit environ 10 000 nouvelles requê-
tes pour 2005. Ce niveau devrait rester relativement stable les prochaines années. Par 
conséquent, il y a lieu d’ajuster le modèle des frais d’encadrement sur une base de 
10 000 demandes par année. Afin de garantir le financement de l’encadrement des réfu-
giés même en cas de réduction du nombre de demandes d’asile, il faudra éventuelle-
ment envisager de nouvelles solutions en matière d’encadrement, p. ex. des modèles 
régionaux ou intercantonaux. De son côté, l’ODM élabore un concept d’aide d’urgence 
dans le but de décharger efficacement les cantons en ce qui concerne le logement et 
l’encadrement, si les demandes devaient dépasser les 10'000 par année.  
Nouveau modèle de forfait pour frais d’encadrement  

Le nouveau modèle de frais d’encadrement ne se base plus sur le nombre de demandes 
nouvellement déposées, mais sur l’effectif des requérants attribués à un canton (forfait 
par personne et par trimestre). Il se réfère par conséquent au futur forfait global qui sera 
également calculé et versé en fonction des effectifs. De cette manière, les cantons sont 
couverts en cas de procédures d’asile prolongées.  

Calcul du forfait pour frais d’encadrement  

Selon le système en vigueur, la Confédération verserait aux cantons en 2006 quelque 67 
millions de francs sous forme de forfaits pour frais d’encadrement pour 10 000 nouvelles 
demandes. Afin de maintenir un potentiel de prestations stratégique, il faut inclure dans 
ce montant les contributions de base de quelque 8,4 millions de francs (pour 2006 : 
81 076 francs par trimestre et par canton = Fr. 81'076 x 4 x 26) et quelque 18,4 millions 
de francs en raison des 4 400 demandes virtuelles (2006 : montant de base de 
23 032 919 = Fr. 23'032'919 x 4400 / 22'000 x 4). Si l’on soustrait ces 26,8 millions de 
francs du montant total de 67 millions, la somme à répartir entre les cantons s’élève à 
40,2 millions de francs environ. En supposant que le contingent moyen de 2006 s’élève à 
13 200 personnes dont la procédure est en cours, on obtient un montant de 761 francs 
par personne et par trimestre (40,2 millions de francs / 13 200 / 4). 

Répercussions financières 

Grâce à ce nouveau modèle, des économies annuelles d’environ 26,8 millions de francs 
peuvent être réalisées. Pour ce faire, le potentiel stratégique prévu dans le modèle actuel 
doit être abandonné (8,4 millions de francs de contribution de base et ajout de 18,4 mil-
lions de francs pour les 4 400 demandes virtuelles au montant de base).  

Art. 55 Examen de l’indigence 
Modification rédactionnelle : le terme « viatique » est remplacé par « indemnités de 
voyage », qui s’est révélé dans la pratique plus compréhensible (cf. commentaires rela-
tifs à l’art. 59, al. 1, let. b). 

Art. 57  Obtention de documents de voyage 

Ad let. a: Des documents de voyage valables, en règle générale un passeport ou une 
carte d’identité, sont nécessaires pour le retour dans l’État d’origine ou de provenance. 
Conformément au droit en vigueur, la Confédération prend à sa charge les frais 
d’établissement des documents de voyage requis. Dans certains cas, des documents 
supplémentaires, tels qu’un extrait de naissance, peuvent s’avérer nécessaires pour as-
surer le bon déroulement du retour. La let.a précise que dorénavant les coûts 
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d’établissement de documents supplémentaires seront également remboursés à condi-
tion qu’ils soient nécessaires à l’obtention de documents de voyage.  
Ad let. b: Souvent, il faut se présenter plus d’une fois auprès des autorités consulaires du 
pays d’origine pour l’établissement de documents de voyage. Afin de faciliter les retours 
et d’en augmenter autant que possible le nombre, il semble justifié de rembourser les 
frais de transport pour chaque trajet nécessaire du domicile à la représentation consu-
laire plus proche.  

Répercussions financières 

Jusqu’à présent, la Confédération payait les frais d’établissement de documents supplé-
mentaires ainsi que ceux de transport pour les autres déplacements nécessaires du do-
micile à la représentation consulaire en les comptabilisant sous la rubrique « Frais de 
départ ». Afin d’assurer une plus grande transparence, ce point figurera désormais dans 
l’ordonnance. Cette modification n’entraîne pas d’augmentation des frais.  

Art. 58 Frais de présentation et d’accompagnement 
L’art. 58 réglemente le remboursement des coûts liés à l’accompagnement aux repré-
sentations consulaires. Dorénavant, il régira tous les frais d’accompagnement. Cela sup-
pose l’insertion intégrale de l’actuel art. 60. Le titre de l’article sera modifié en consé-
quence. Pour des raisons de systématique, l’art. 58a régissant la question des frais rela-
tifs à l’établissement de l’identité sera ajouté.  

Ad al. 1, let. a : Cette lettre régit le remboursement des frais d’escorte policière jusqu’aux 
représentations consulaires et correspond pour l’essentiel à l’al. 1, let.b, et à l’al. 2 de 
l’ancienne version. Étant donné que certains États n’ont pas de représentation diplomati-
que en Suisse, il est nécessaire d’assurer une escorte policière jusqu’à la représentation 
diplomatique compétente située dans un autre État. La nouvelle formulation prévoit la 
couverture des frais également dans ces cas-là. 

Ad al. 1, let. b  Dans cette lettre, il est précisé dans quels cas la Confédération assume 
les frais d’accompagnement. Il est toujours recommandé d’accompagner les mineurs  
voyageant seuls du domicile à l’aéroport. S’agissant des familles avec enfants, il peut se 
révéler judicieux que des civils les accompagnent, notamment lorsque le père de famille 
est escorté par la police jusqu’à l’aéroport lors de sa sortie de prison. L’accompagnement 
vise à assurer le retour de la famille entière. A cet effet, la Confédération alloue aux can-
ton un forfait de 200 francs par accompagnateur.  

Ad al. 2, let. a: Pour les personnes nécessitant une escorte policière durant tout le 
voyage, la Confédération alloue un forfait de 200 francs par accompagnateur En revan-
che, les personnes quittant la Suisse contre leur gré qui ne nécessitent pas d’escorte 
policière durant le vol, mais jusqu’à l’aéroport, sont conduites à l’aéroport au moyen du 
système intercantonal de transport de détenus « Jail-Transport-System » (JTS). La 
Confédération n’accorde pas de forfait aux cantons pour ces personnes au sens de l’al. 
2, car elle participe déjà à raison de 34 % aux frais d’exploitation de JTS, soit en versant 
un forfait annuel (2,37 millions de francs).  

Ad al. 2, let. b : Cette lettre régit le remboursement des frais d’escorte policière durant le 
vol. Pour des raisons de systématique, elle reprend la teneur de l’art. 60, al. 1, OA 2, 
dans sa version actuelle. 

Ad al. 3: Cet alinéa régit les frais d’accompagnement médical et reprend, pour des rai-
sons de systématique, la teneur de l’art. 60, al. 2, OA 2, dans sa version actuelle. 

Ad al. 4 : Lors de déplacements en Suisse (soit l’escorte policière jusqu’à la représenta-
tion consulaire, selon l’al. 1, let. a, l’accompagnement à l’aéroport, selon l’al. 1, let. b et 
l’escorte policière jusqu’à l’aéroport, selon l’al. 2, let. a), le forfait d’accompagnement 
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sera réduit à 50 francs lorsque le lieu de destination (soit la représentation diplomatique 
ou l’aéroport) est situé dans le canton où l’étranger séjourne. Cette dérogation est déjà 
prévue dans le droit en vigueur. 

L’al. 5 constitue une dérogation à l’al. 1, let. b, qui précise dans quels cas la Confédéra-
tion ne prend pas à sa charge les frais d’accompagnement. A la demande d’un canton, 
elle peut rembourser ces frais dans d’autres cas. 

L’al. 6 constitue une dérogation à tous les alinéas précédents ; il précise dans quels cas 
la Confédération ne rembourse aucun frais d’accompagnement. Ayant été déplacé pour 
des raisons de systématique, cet alinéa est analogue à l’al. 2 de la législation actuelle. 

Répercussions financières 

Jusqu’à présent, la Confédération imputait ce forfait alloué pour la présentation et 
l’accompagnement sur la rubrique « Frais de départ ». Pour des questions de transpa-
rence, les différents forfaits seront inscrits dorénavant dans l’ordonnance. Cette modifica-
tion n’entraîne pas de frais supplémentaires.  

Art. 58a Frais d’établissement de l’identité 

Ad al. 1: Cet alinéa remplace l’art. 58, al. 1, let. b, de l’ancienne version qui ne compre-
nait la collaboration d’interprètes que lors de l’accompagnement aux représentations 
consulaires. Les interprètes et les experts linguistiques participent également à 
l’établissement de l’identité et de la nationalité par les autorités d’immigration du pays de 
provenance présumé ainsi qu’à des auditions durant la détention en vue du renvoi ou 
lors dune analyse linguistique de l’origine (LINGUA). Les frais sont assumés par l’Office 
fédéral à condition qu’il ait donné son accord.  

Ad al. 2: Afin d’établir l’identité et la nationalité d’un requérant, des représentants des 
autorités d’immigration du pays d’origine sont invités en Suisse. Ces représentants mè-
nent des entretiens avec les personnes tenues de quitter le territoire suisse, dont 
l’identité ou la nationalité est incertaine. Une fois que ces informations sont connues, les 
documents de voyages peuvent être établis et il est possible de procéder au rapatrie-
ment. Les autorités cantonales chargées des questions de migration conduisent les per-
sonnes tenues de quitter le pays qui leur ont été attribuées au lieu d’établissement cen-
tralisé de l’identité ou de la nationalité pour tous les cantons (le plus souvent à Berne). Si 
la démarche nécessite une nuitée dans le canton où l’enquête est réalisée, la Confédéra-
tion octroie un forfait de 300 francs au canton compétent pour l’exécution du renvoi. Il 
incombe aux cantons de s’entendre sur l’affectation de tout ou partie de cette somme. 

Répercussions financières  

Conformément au droit en vigueur, l’office fédéral prend d’ores et déjà à sa charge les 
frais d’interprétariat et d’expertises linguistiques. Les modifications figurant à l’art. 58a, 
al. 1, OA 2 visent à accroître la transparence et n’engendrent aucun frais supplémentaire 
pour la Confédération.  

Jusqu’à ce jour, l’office fédéral imputait les frais liés à l’établissement de l’identité et de la 
nationalité (art. 58a, al. 2, OA 2) sur la rubrique « Frais de départ ». Pour des raisons de 
transparence, cet article apparaît dorénavant dans l’ordonnance. Le forfait comprend les 
frais de détention conformément à l’art. 15, al. 1, de I’ordonnance du 11 août 1999 sur 
l’exécution du renvoi et de l’expulsion d’étrangers. Il n’en résulte aucun coût supplémen-
taire pour la Confédération.  



Page 6 

Art. 59 Frais de départ remboursables 

Le présent article prévoit un nouvel agencement. Tandis que l’al. 1 fixe les principes de 
remboursement des frais de départ, les autres alinéas portent sur les exceptions et les 
modalités d’application. 

Al. 1 

Ad let. a : Les première et deuxième phrases correspondent au droit en vigueur. Pour 
des raisons de systématique, les troisième et quatrième phrases de la version actuelle 
sont désormais intégrées en tant qu’exceptions dans les alinéas 2 et 3.  

Ad let. b : Seul le terme « viatique » est remplacé par « indemnités de voyage », qui s’est 
révélé plus compréhensible 

Ad let. c : Cette lettre ne contient pas de modification matérielle. 

Ad let. d : Si une personne attribuée à un canton éloigné d’un aéroport est disposée à 
quitter la Suisse de manière autonome, la Confédération rembourse au canton le forfait 
de 300 francs qu’il lui aura octroyé pour une nuit d’hébergement dans la zone d’accueil 
de nuit de l’aéroport.  

Ce forfait comprend les 130 francs que les cantons reçoivent par personne et par jour de 
détention conformément à l’art. 15, al.1, de l’ordonnance sur l’exécution du renvoi et de 
l’expulsion d’étrangers. 

Ad let. e: Les cantons où se situent les aéroports internationaux fournissent des presta-
tions pour les cantons qui bénéficient de leur assistance à l’aéroport lors de l’exécution 
des renvois. Ces prestations comprennent notamment la mise à disposition d’agents de 
police à l’aéroport qui encadrent les personnes qui sont sous escorte policière jusqu’à 
l’aéroport. L’unité organisationnelle de l’aéroport est également chargée de l’entretien 
d’infrastructures d’hébergement adéquates destinées aux personnes contraintes de quit-
ter la Suisse. Les cantons disposant d’un aéroport reçoivent un forfait de 250 francs par 
personne nécessitant une escorte policière jusqu’à l’aéroport. Cette solution est 
conforme aux dispositions de l’Accord entre la Conférence des directrices et directeurs 
des départements cantonaux de justice et police (CCDJP) et le DFJP sur le déroulement 
des rapatriements effectués sous escorte et par voie aérienne du 11 juillet 2003 (abrégé: 
Accord relatif à la constitution d’équipes d’escorte www.kkjpd.ch). 

L’al. 2 détermine les exceptions concernant le remboursement du trajet de départ. Ne 
sont en général pas remboursés les frais de transfert dans le pays de destination. Cette 
dérogation est analogue à la teneur de l’al. 1, let. a, dernière phrase de la version ac-
tuelle mais, pour des raisons de systématique, elle fait l’objet d’un alinéa distinct. 

Ad al. 3 : Ces dernières années, il est souvent arrivé que les cantons inscrivent des per-
sonnes pour le départ autonome et réservent des billets d’avion, mais que ces person-
nes ne se présentent pas à l’aéroport, ce qui entraîne d’importants frais d’annulation 
pour la Confédération. Il est justifié de répercuter ces coûts sur les cantons dès lors qu’ils 
auraient pu éviter l’annulation, par exemple en organisant une escorte policière jusqu’à 
l’aéroport. 

Ad al. 4 : Les indemnités de voyage servent à couvrir les frais pendant le voyage de re-
tour, c’est-à-dire depuis le départ du lieu de domicile jusqu’à l’arrivée dans le pays 
d’origine ou de provenance. Elles comprennent par exemple, le financement du voyage 
sans accompagnement du domicile à l’aéroport, des repas durant le retour, des éven-
tuelles nuitées lors du transit (voyage de plusieurs jours avec différents lieux de transit) 
et du transport de l’aéroport au nouveau lieu de domicile dans le pays d’origine ou de 
provenance. 
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Durant les six dernières années, il s’est avéré que, depuis l’introduction de cette disposi-
tion, le choix de l’itinéraire pour accéder à certains pays était devenu plus complexe. 
Aucun vol direct n’étant proposé au départ de la Suisse à destination de nombreux pays, 
notamment sur le continent africain, des escales sont nécessaires dans des aéroports 
européens et africains, ce qui augmente les besoins financiers durant le retour.  

Le retour autonome est préférable à l’exécution du renvoi sous contrainte et escorte poli-
cière, qui est coûteuse. Afin de continuer à garantir le plus souvent possible un retour 
conforme aux prescriptions, il est justifié d’encourager le retour autonome en accordant 
des indemnités de voyages plus élevées également aux personnes ayant été exclues de 
l’aide financière au retour, à celles n’ayant pas respecté le délai de départ qui leur avait 
été imparti ou encore à celles dont l’exécution du renvoi sous contrainte s’avère particu-
lièrement complexe pour des raisons spécifiques à leur pays d’origine ou de provenance.  

Si les conditions sont remplies, l’office fédéral doit dorénavant pouvoir allouer jusqu’à 
500 francs par personne seule et jusqu’à 1000 francs par famille. 

Répercussions financières 

Jusqu’à présent, les frais de nuitée selon l’al. 1, let. d, et les prestations fournies par les 
autorités cantonales disposant d’un aéroport selon l’al. 1, let. e, étaient imputés sur la 
rubrique « Frais de départ ». Afin d’assurer une plus grande transparence, ces frais se-
ront désormais inscrits dans l’ordonnance. Aucun coût supplémentaire n’en découle.  

Il est vrai que l’augmentation des indemnités de voyage selon l’al. 4 entraînera des coûts 
supplémentaires dans le domaine « Départ ». En compensation, la durée du séjour en 
Suisse sera inférieure et les dépenses liées au remboursement des frais d’aide sociale 
en seront réduites d’autant. La promotion du départ autonome permet également 
d’économiser des frais de détention.  
 
Art. 60 
 
Cet article est abrogé car il est intégré dans l’art. 58, qui régit tous les frais relatifs à 
l’accompagnement et la présentation. 

Art. 64 Limitations 

Ad al. 1: 

En tant qu’alternative aux renvois sous contrainte coûteux ou aux départs incontrôlés, 
l’aide au retour vise à encourager les départs autonomes et réguliers. Selon le droit en 
vigueur, les personnes dont la demande d’asile a été rejetée, dont le délai de départ est 
échu ou celles qui sont frappées d’une décision de non-entrée en matière sont exclues 
de l’aide au retour (art. 64, al. 1, let. a et al. 2, OA 2). Dans le contexte du programme 
d’allégement budgétaire 2003 et suite à l’exclusion du dispositif de l’aide sociale des per-
sonnes ayant fait l’objet d’une décision de renvoi ou de non entrée en matière et de ren-
voi, ces personnes ont pu bénéficier, pour la première fois, de l’aide au retour, en parti-
culier des conseils en la matière, grâce à une réglementation transitoire. L’expérience 
montre que la suppression de toute forme d’aide au retour a des effets négatifs. Ce point 
de vue a également été défendu aux Chambres fédérales (Interpellation Hofmann Hans 
03.3517 du 2 octobre 2003, Motion Leutenegger Oberholzer Susanne 03.3637 du 18 
octobre 2003).  

Au vu du bilan positif, il convient de créer une nouvelle base à l’art. 64, OA 2 concernant 
l’aide au retour et le conseil en vue du retour.  

Désormais, l’aide  le conseil en vue du retour sera en principe accessible, dans les can-
tons ou les centres d’enregistrement de la Confédération, à toutes les personnes men-
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tionnées à l’art. 63 OA 2, à condition qu’elles démontrent une réelle volonté de quitter la 
Suisse de façon régulière. L’élargissement du groupe cible confirme l’importance du 
conseil en vue du retour en tant qu’instrument de l’aide au retour.  

Les autres limitations se rapportent seulement au versement de l’aide au retour finan-
cière. C’est pourquoi la phrase introductive de l’al. 1 a été adaptée en conséquence. Les 
lettres a à d définissent les catégories de personnes qui ne peuvent prétendre à une aide 
au retour financière.  

Ad let. a : Jusqu’à présent, les personnes dont la demande avait fait l’objet d’une déci-
sion de non-entrée en matière n’avaient droit à aucune aide au retour, quelle que soit sa 
nature. La pratique a cependant montré que l’aide au retour constituait une forte incita-
tion à un départ autonome. C’est pourquoi il convient d’accorder une aide au retour aux 
personnes frappées d’une décision de non-entrée en matière, tant que la décision n’est 
pas entrée en forceexécutoire. En effet, après l’entrée en force de la décision, les de-
mandes d’aide au retour ne sont plus possibles. Les personnes concernées sont alors 
soumises aux dispositions de la loi fédérale sur le séjour et l'établissement des étrangers 
(LSEE, RS 142.20), laquelle ne prévoit pas d’aide au retour (art. 44a LAsi).  

Ad let. d: Pour des raisons de systématique, l’ancien al. 4 sera dorénavant intégré dans 
l’al. 1. Les personnes disposant manifestement de moyens financiers suffisants ou 
d’importantes valeurs patrimoniales ne peuvent prétendre à une aide au retour finan-
cière. Elles peuvent toutefois bénéficier des prestations de conseil en vue du retour.  

Ad al. 2: 

Pour les personnes relevant du domaine de l’asile dont le délai de départ est échu, la 
procédure d’obtention des documents est en général ouverte. Jusqu’ici, lorsqu’une per-
sonne se décidait, à ce stade de la procédure, de partir de façon régulière et autonome, 
elle n’avait plus la possibilité de bénéficier des prestations de conseil en vue du retour ni 
d’une aide au retour financière. Dans la pratique, mais aussi lors des échanges avec les 
représentants des États d’origine ou de provenance sur les questions de migration, cette 
réglementation s’est révélée trop restrictive. 

Dans le but de promouvoir le retour autonome, la participation à différents programmes 
d’aide au retour spécifiques à certains pays a été exceptionnellement admise, même en 
cas de délai de départ échu. Cela justifie l’élargissement de l’accès à l’aide au retour 
financière aux personnes dont le délai de départ est échu, mais qui se laissent convain-
cre par les avantages d’un départ autonome.  

Ad. al. 4: 

L’al. 4 est abrogé et intégré dans l’al. 1, let. d.  

Répercussions financières 

Dans la planification financière, les modifications relatives à l’aide au retour et aux frais 
qui en découlent sont intégrées dans la rubrique « Aide au retour » et n’ont aucune inci-
dence sur les coûts. En règle générale, les mesures adoptées pour encourager le retour 
volontaire et autonome des requérants d’asile permettent de réduire la durée du séjour 
en Suisse. Il en résulte une diminution des frais d’aide sociale. De plus, cette pratique 
constitue une variante aux renvois sous contrainte, au demeurant coûteux.  

2.2 Ordonnance 1 sur l’asile relative à la procédure (OA 1) 
Art. 16  Séjour au centre d’enregistrement 

Selon le programme d’allégement budgétaire 2003 (PAB 03), le plus grand nombre pos-
sible de décisions de non-entrée en matière devaient passer en force durant le séjour au 
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centre d’enregistrement. En effet, les personnes frappées d’une décision exécutoire de 
non-entrée en matière sont exclues du régime d’aide sociale. Si pareille décision entre 
en force durant le séjour au centre d’enregistrement, la personne concernée n’est pas 
attribuée à un canton, mais elle est sommée de quitter la Suisse immédiatement. Aussi, 
au vu des mesures prévues par le PAB 03, les champs d’activité des centres 
d’enregistrement ont-ils été systématiquement étendus pour certaines catégories de cas, 
ce qui a entraîné un allongement de la durée moyenne du séjour dans les centres. Ac-
tuellement, il faut compter un séjour de 30 jours (10 jours ouvrables pour clore la procé-
dure d’asile de première instance, 5 pour le délai de recours, 5 pour le traitement du re-
cours par la Commission suisse de recours en matière d’asile, ce qui donne 20 jours 
ouvrables en tout pour aboutir à une décision entrée en force, soit 30 jour civils) pour 
mener à terme une telle procédure.  

L’adaptation des structures d’asile vise notamment à accélérer davantage les procédures 
et à améliorer le taux d’occupation des centres d’enregistrement. A cet effet, outre les 
décisions de non-entrée en matière, il faut que davantage de décisions matérielles y 
soient prises. Selon les nouveaux objectifs définis, deux tiers des décisions en matière 
d’asile et de renvoi de première instance doivent être rendues durant le séjour au centre 
d’enregistrement. Cette mesure entraîne un accroissement du taux d’auditions fédérales. 
L’ODM peut entendre directement les requérants s’il en résulte une accélération sensible 
de la procédure (cf. art. 29, al. 4, LAsi). Ce taux s’élève actuellement à 50 % et devrait 
atteindre 80 % après la mise en œuvre des présentes mesures.  

La loi sur l’asile en vigueur prévoit déjà de plus longs délais de procédure pour les déci-
sions matérielles de première instance que pour les décisions de non-entrée en matière. 
Bien qu’il ne s’agisse pas de délais de procédure contraignants, l’expérience montre 
qu’une procédure matérielle requiert en général plus de temps qu’une procédure de non-
entrée en matière.  

Les raisons mentionnées ci-dessus justifient que la durée de séjour des requérants 
d’asile dans les centres d’enregistrement soit prolongée à 60 jours au maximum. Cette 
valeur est indicative. Dans le cas d’une exécution directe du renvoi à partir du centre 
d’enregistrement après l’expiration du délai de 60 jours, la personne concernée n’est pas 
attribuée à un canton, à l’instar de la pratique actuelle.  

L’ODM attribue un canton de séjour aux requérants d’asile dès que les étapes de la pro-
cédure mentionnées à l’art. 26 de la loi sur l’asile ont été effectuées (collecte des don-
nées personnelles, photo, relevé des empreintes digitales, premier interrogatoire sur les 
motifs de la demande d’asile et sur l’itinéraire qu’ils ont emprunté). Il n’existe cependant 
aucun droit à l’attribution à un canton. L’office fédéral peut également attribuer le requé-
rant à un centre d’enregistrement pour toute la durée de la procédure d’asile.  

Dans ce contexte, il convient finalement de rappeler que la liberté de mouvement des 
requérants d’asile peut être limitée uniquement pour les raisons organisationnelles défi-
nies dans l’ordonnance du DFJP du 14 mars 2001 relative à l’exploitation des centres 
d’enregistrement (cf. RS. 142.311.23). Un recours peut être déposé en cas d’interdiction 
de sortie. Dans ces conditions, le respect des dispositions légales est garanti même lors 
d’un séjour prolongé dans un centre d’enregistrement. De plus, une prise en charge glo-
bale, tant sur le plan médical que social, est assurée au sein des centres 
d’enregistrement. Il y est également tenu compte, dans une certaine mesure, des be-
soins particuliers des personnes vulnérables (par ex., des personnes malades ou 
âgées). En cas de nécessité, une personne peut être attribuée immédiatement à un can-
ton. Les enfants non accompagnés de moins de 14 ans sont en règle générale hébergés 
dans des structures séparées qui permettent un suivi particulier. Leur séjour dans les 
centres d’enregistrement dure dans la pratique moins de 30 jours. Dans l'intérêt des en-
fants on s'efforce d'avoir une procédure rapide. 
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Répercussions financières 

La prolongation de la durée de séjour dans les centres d’enregistrement occasionne des 
frais supplémentaires pour la Confédération. Toutefois, on peut s’attendre à ce que les 
procédures écourtées ainsi que les nombreuses exécutions de renvoi à partir de centres 
d’enregistrement permettront de réduire dans l’ensemble la durée de séjour en Suisse. Il 
en résulte une baisse des coûts liés aux prestations de l’aide sociale que la Confédéra-
tion rembourse aux cantons, ce qui permet de compenser les frais supplémentaires dus 
au séjour prolongé dans les centres d’enregistrement.  

2.3 Ordonnance sur l’exécution du renvoi et de l’expulsion 
d’étrangers (OERE)  

Art. 4a  Conventions avec des autorités étrangères  
Aux termes de l’art. 25b, al. 1, LSEE, le Conseil fédéral est habilité à conclure, avec des 
États étrangers, des accords formels sur la réadmission de personnes en situation irré-
gulière en Suisse. S’il existe un accord de réadmission formel, le Département fédéral de 
justice et police (DFJP), sur la base de l’art. 25b, al. 2, LSEE, peut conclure avec des 
autorités étrangères compétentes en matière de migrations des conventions sur les mo-
dalités d’exécution des accords de réadmission. 

Même si aucun accord de réadmission n’a été conclu, la réadmission de ses propres 
ressortissants par un État est un devoir découlant du droit international coutumier. (cf. 
Prof. Dr. Kay Hailbronner: « Völkerrechtliche Verpflichtungen der Staaten zur Rücküber-
nahme eigener und fremder Staatsangehöriger », avis de droit mandaté par l’ancien Of-
fice fédéral des réfugiés). Par conséquent, de nombreux pays d’origine ou de prove-
nance se montrent en principe prêts à coopérer en vue de la réadmission de leurs pro-
pres ressortissants, mais pour l’instant, ils refusent, en partie, de signer un accord formel 
dans ce sens. Dans ces cas-là, il s’avère souvent nécessaire, en attendant que l’accord 
de réadmission envisagé par la Suisse soit formellement conclu, de régler les questions 
d’organisation relatives au retour des propres ressortissants d’un État, ainsi qu’à l’aide 
au retour et à leur réintégration. 

De telles conventions concernent l’organisation du rapatriement (par ex. des auditions 
communes, la compétence en matière d’établissement de documents de voyage, etc.) 
ainsi que les modalités relatives à l’octroi de l’aide au retour et à la réintégration. Ces 
réglementations organisationnelles ne contiennent pas de dispositions matérielles quant 
à l’établissement de l’identité ou quant à une obligation de réadmission des propres res-
sortissants du pays concerné. La réadmission ou le transit de ressortissants de pays 
tiers n’y sont pas non plus inclus. 

Le droit fédéral en vigueur ne permet pas au DFJP de conclure lui-même de telles 
conventions organisationnelles en matière de réadmission des propres ressortissants 
d’un pays. Une délégation au DFJP s’avérerait donc judicieuse afin de décharger le 
Conseil fédéral.  

Conformément à l’art. 166, al. 2, Cst., le législateur peut déléguer la compétence de 
conclure des traités internationaux au Conseil fédéral. Ce dernier en a fait usage en 
adoptant l’art. 25b, al. 1, LSEE. Il peut à son tour déléguer cette compétence à un dépar-
tement (art. 48a, al. 1, LOGA). Cette subdélégation peut être opérée soit de façon abs-
traite ou générale, c’est-à-dire sous la forme d’une disposition dans une ordonnance du 
Conseil fédéral, soit dans un cas concret, par le biais d’un arrêté du Conseil fédéral (cf. 
JAAC 68 (2004) No 83, ch. 3)  
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Cette délégation au DFJP ne devant pas se limiter à des cas particuliers, son introduc-
tion dans une ordonnance est justifiée. C’est pourquoi, jusqu’à ce qu’un accord formel de 
réadmission soit signé et d’entente avec le DFAE, le DFJP doit pouvoir, sur la base de 
l’art. 25b, al. 2, LSEE, conclure de telles conventions avec les autorités partenaires 
étrangères.  

Répercussions financières 

L’introduction de cet instrument n’a aucune incidence sur les coûts. Globalement, des 
investissements visant à simplifier les modalités du retour d’étrangers contraints à partir 
permettent de réduire la durée de leur séjour en Suisse. Il en résulte donc des écono-
mies en matière d’aide sociale. 

2.4 Ordonnance limitant le nombre des étrangers (OLE) 

Art. 7 Priorité des travailleurs indigènes 
Rappel des faits 

Si l’exécution du renvoi n’est pas possible, est illicite, ne peut être raisonnablement exi-
gée ou en cas de détresse personnelle grave, une admission provisoire est ordonnée. 
23 411 personnes admises à titre provisoire habitaient en Suisse à fin juillet 2005. 
L’expérience a montré qu’en règle générale, une grande majorité de ces personnes reste 
longtemps voire définitivement en Suisse. La notion juridique de l’admission provisoire, 
créée à l’origine pour réglementer un séjour de courte durée, ne prend plus en compte la 
situation actuelle de manière adéquate. Le projet de révision partielle de la loi sur l’asile, 
qui est actuellement débattu aux Chambres fédérales, prévoit par conséquent 
d’améliorer le statut juridique des personnes admises à titre provisoire, notamment en 
leur facilitant l’accès au marché du travail. Les deux Chambres considèrent que le statut 
de l’admission provisoire doit être remanié. Les modalités de cette révision font l’objet de 
la procédure d’élimination des divergences en cours.  

Réglementation en vigueur 

Conformément à l’art. 14, al. 3, LSEE, les autorités cantonales autorisent les personnes 
admises provisoirement à exercer une activité lucrative salariée pour autant que le mar-
ché de l’emploi et la situation économique le permettent. L’art. 14c, al. 3, LSEE prévoit 
que les travailleurs indigènes bénéficient de la priorité par rapport aux travailleurs étran-
gers sur le marché du travail. Sont considérés comme travailleurs indigènes les Suisses, 
les étrangers titulaires d’une autorisation d’établissement C, ainsi que les ressortissants 
de l’UE/AELE (art. 2, al. 2 et 3, art. 7, OLE). Ces personnes sont prioritaires, c’est-à-dire 
qu’une autorisation de travail et de séjour B ne peut être octroyée à une autre personne 
étrangère que si aucun travailleur indigène n’est disponible lors du recrutement. Dans un 
tel cas, un étranger titulaire d’une autorisation de séjour B résidant déjà en Suisse et 
autorisé à y travailler aura la priorité sur un étranger désirant exercer une activité en 
Suisse pour la première fois (art. 7, al. 3, OLE).  

Aux termes de cette réglementation, les personnes admises à titre provisoire sont autori-
sées à exercer une activité lucrative uniquement si personne parmi les groupes mention-
nés n’est disponible. Vu les besoins dans les branches manquant de travailleurs, plu-
sieurs cantons font preuve de largesse en la matière. De plus, certains cantons ne per-
mettent aux personnes admises à titre provisoire de travailler que dans certains sec-
teurs. Or, conjuguée avec l’incertitude du séjour transitoire en Suisse, cette réglementa-
tion ne favorise guère une intégration optimale sur le marché du travail des personnes 
admises à titre provisoire. Au demeurant, le taux d’activité n’est que de 34 % chez les 
personnes admises à titre provisoire en âge de travailler, alors que 74 % des étrangers 
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possédant une autorisation de séjour (et 66 % des Suisses) exercent une activité lucra-
tive. A fin juillet 2005, 4619 personnes admises à titre provisoire bénéficiaient d’un rap-
port de travail pour une activité principale et 1026 étaient inscrites à l’assurance-
chômage.1  

Nouvelle réglementation 
En les assimilant à des étrangers titulaires d’une autorisation de séjour résidant déjà en 
Suisse et autorisés à exercer une activité lucrative, la modification proposée devrait per-
mettre aux personnes admises à titre provisoire un accès facilité au marché du travail. Ils 
n’ont ainsi la priorité que sur les étrangers qui font pour la première fois une demande 
d’activité lucrative en Suisse. Sur le marché du travail, les ressortissants suisses, les 
personnes titulaires d’une autorisation de séjour et les ressortissants de l’UE et de 
l’AELE sont toujours prioritaires sur les personnes admises à titre provisoire (art. 14c, 
al. 3, LSEE en rel. avec l’art. 7, al. 2, OLE: travailleurs indigènes).  

Cette mesure vise, d’une part, à améliorer l’intégration professionnelle de ces personnes 
et, d’autre part, à réduire les coûts de l’aide sociale. 

Afin d’assurer une meilleure intégration des personnes admises provisoirement, il est 
nécessaire, parallèlement à la révision actuelle de l’ordonnance sur l’intégration, d’élargir 
le champ d’application des mesures d’intégration aux personnes admises à titre provi-
soire. Cette modification d’ordonnance devrait entrer en vigueur le 1er février 2006.  

Répercussions financières 

En raison de nombreuses inconnues et de facteurs ne pouvant être directement influen-
cés, notamment la situation sur le marché de l’emploi, les répercussions financières ne 
peuvent faire l’objet d’un calcul précis. La présente mesure permettra toutefois 
d’enregistrer des économies quant aux frais d’aide sociale, puisqu’elle élimine les obsta-
cles légaux à l’exercice d’une activité lucrative par les personnes admises à titre provi-
soire et favorise ainsi leur intégration professionnelle. Moins il y aura de personnes ad-
mises à titre provisoire dépendantes de l’aide sociale, plus les frais correspondants se-
ront bas. Lorsque ces personnes travaillent dans des branches et métiers pour lesquels il 
n’y a pas de travailleurs indigènes à disposition, il n’y a pas non plus de coûts supplé-
mentaires à attendre dans l’assurance-chômage. 

 

                                                 
1 Sources: OFS, AUPER/ODM et seco, 2005 
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